
Sozialistische
Wochenzeitung
Zeitung der DKP

www.unsere-zeit.de

30. Januar 2026 · Nr. 5 · 58. Jahrgang PVSt K 4956 D · Entgelt bezahlt · 2,80 €

Thema der Woche

Armut für alle!
Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas kündigt „Sozialstaatsreform“ an

Die alte Tante SPD hat es immer 
noch drauf. Gerade noch hat sich 
der sogenannte „Wirtschafts� ü-

gel“ der CDU bei dem Versuch, das 
Recht auf Teilzeit zu streichen, ein 
blaues Auge abgeholt. Da kommt eine 
Kommission unter der Schirmherr-
schaft von Bundesarbeitsministerin 
Bärbel Bas (SPD) mit Vorschlägen 
für eine „Sozialstaatsreform“ um die 
Ecke – und wird gefeiert.

Dabei gleichen sich die Ziele, denn 
das Arbeiten in Teilzeit ist auch ein 
Dorn im Auge der „Sozialstaatskom-
mission“. Deshalb – so lautet ein Vor-
schlag – sollen „klare Anreize“ gesetzt 
werden, um „sozialversicherungsp� ich-

tig in Vollzeit oder vollzeitnah be-
schäftigt zu sein“. Gelingen soll 
das dadurch, dass geringfügige Be-
schäftigung unattraktiv gemacht 

wird. Wer nur wenig Geld hinzu-
verdient, soll es nach den Vorstellun-
gen der Kommission künftig nahezu 
vollständig mit den Sozialleistungen 
verrechnen müssen. Höhere Einkünf-
te sollen mit geringeren Abzügen etwas 
weniger bestraft werden. Eine schöne 
Brücke für Unternehmen, die so nied-
rige Löhne zahlen, dass auch ihre „voll-
zeitnahen“ Angestellten weiterhin auf 
Transferleistungen angewiesen sind.

Kern des Kommissionspapieres, das 
bis zum Ende des kommenden Jahres 
in ein Gesetzespaket überführt wer-
den soll, ist aber nicht weniger als der 
„Komplettumbau des Sozialstaates“ 
(„Handelsblatt“). Die Grundsicherung 
soll mit dem Wohngeld und dem Kin-
derzuschlag zusammengelegt werden. 
Dann dürften sich 1,2 Millionen Haus-
halte, die Ende 2024 Wohngeld bezo-
gen haben, eine Nummer im Sozialamt 
beziehungsweise im Jobcenter ziehen. 
Grundsicherung für alle!

Vor allem aber liefert das Papier 
eine Sprachregelung für den kommen-
den Kahlschlag. „Einfacher“ soll der 
Sozialleistungsbezug werden, „trans-
parenter“ und natürlich auch noch 
„digitaler“. Wer sich einmal durch den 
Behörden- und Antragsdschungel ge-

kämpft hat, neigt dazu, diese Ankündi-
gungen zu begrüßen. Wer dann weiter-
liest, dass hierzu vor allem auf Pauscha-
len und KI-gestützte „automatisierte 
Verwaltungsverfahren“ zurückgegrif-
fen wird, dürfte jedoch ins Grübeln 
kommen.

So wie der Sozialverband VdK, der 
zwar „wichtige und richtige Ansätze“ 
ausgemacht hat, aber auch warnt: „Die 
Umsetzung darf nicht zu Lasten der 
Leistungsberechtigten gehen, zum Bei-
spiel durch Kürzungen bei den Wohn-
kosten.“

Das dürfte ein frommer Wunsch 
bleiben. Schließlich ist die Bundesre-
gierung noch immer auf einem bei-
spiellosen Aufrüstungskurs, der in den 
kommenden Jahren hunderte Milliar-
den Euro verschlingt. Dass das Geld 
dafür nur durch einen Kahlschlag in 
den Sozialsystemen gewonnen werden 
kann, wird selbst von der „Kanonen-
und-Butter“-Fraktion in der Sozial-
demokratie kaum noch angezweifelt. 
Tatsächlich kündigt auch der Vorschlag 
der Sozialstaatskommission schon erste 
Kürzungen an: Heizkosten sollen un-
ter bestimmten Bedingungen nur noch 
teilweise erstattet werden. Bei der Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Be-
hinderung wird auf „konkrete Maß-
nahmen zur zeitnahen Begrenzung der 
Kosten“ gedrängt.

So dient der Aufschlag der Kom-
mission vor allem einem Zweck: der 
Verschleierung der Zerschlagung des 
Sozialstaates unter dem Vorwand einer 
monströsen und undurchschaubaren 
„Reform“. Was dabei herauskommen 
soll, wird derzeit in der „Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zur Kostenbegrenzung 
bei den Sozialleistungen“ ermittelt, die 
den zweiten und entscheidenden Teil 
der „Sozialstaatsreform“ beisteuert. 
Gut möglich, dass die soziale Absiche-
rung dann tatsächlich sehr viel „einfa-
cher“ wird. Wer nicht auf Unterstüt-
zung hoffen muss, braucht sich nicht 
länger mit Anträgen und Behörden 
herumzuschlagen.

 Vincent Cziesla

Pulverfass
Innen- wie außenpolitisch spielen die USA mit dem Feuer
Die ersten vier Wochen des Jahres 
2026 haben es in sich. Was sich im ver-
gangenen Jahr andeutete, bildet sich 
mehr und mehr heraus. Die Schnel-
ligkeit der Ereignisse und das drum 
herum organisierte Spektakel ma-
chen die Einschätzung nicht immer 
leicht. US-Präsident Donald Trump 
beherrscht das Spiel mit großen Wor-
ten, Gesten und Bildern. Es gehört 
wie die Unberechenbarkeit und die 
US-Weltmachtfantasien zu seinem 
besonderen Politikstil. In gewisser 
Weise hält er damit dem politischen 
System des faulenden Imperialismus 
einen Spiegel vor. Natürlich nicht, um 
ihn zu überwinden.

Die Präsidentschaftswahlen hatte 
Trump mit großem Vorsprung gewon-
nen. Die Umfragen für die im Herbst 
anstehenden Zwischenwahlen se-
hen allerdings düster aus, und Trump 
droht, die Mehrheit im Kongress zu 
verlieren. Das vor allem, weil er bis-

her kaum etwas von seinen großmäu-
ligen Versprechen umsetzen konnte.

Der Krieg in der Ukraine, den er in 
24 Stunden beenden wollte, tobt wei-
ter. Das Abwälzen der Kriegskosten auf 
die EU funktioniert nicht reibungslos. 
In der Auseinandersetzung mit den eu-
ropäischen NATO-Verbündeten und 
imperialistischen Konkurrenten um 
Grönland musste Trump in Davos zu-
rückrudern. Eine Antwort auf die Neu-
au� age der Monroe-Doktrin, also die 
Beanspruchung der Vorherrschaft auf 
den amerikanischen Kontinenten, hat 
die EU auch. Nach einem Vierteljahr-
hundert Verhandlungen schloss sie das 
Freihandelsabkommen mit den Mer-
cosur-Staaten Lateinamerikas. Anfang 
dieser Woche folgte dann auch noch 
ein Freihandelsabkommen mit Indien. 
Damit ist auch der Zollkrieg gegen In-
dien, welcher Trump zum Verzicht von 
russischen Ölprodukten zwingen woll-
te, gescheitert. Ganz zu schweigen von 

den krachenden Niederlagen, die sich 
Trump im fortwährenden Wirtschafts-
krieg gegen China einhandelt. Wie sich 
sein krimineller Coup gegen Venezuela 
letztlich auswirken wird, ist auch noch 
offen. Die Mehrzahl der US-Ölkon-
zerne hat inzwischen abgewunken und 
kein Inte resse an Investitionen zur Aus-
beutung fremden Öls.

Doch auch innenpolitisch will Ame-
rika nicht so „great“ werden, wie es 
Trump versprochen hat. Die wirtschaft-
liche Entwicklung kommt nicht wirk-
lich in Gang. Den katastrophalen Zu-
stand der USA macht der Wintersturm 
deutlich, der zahlreiche Menschleben 
forderte und Millionen ohne Strom sit-
zen lässt – der Staat ist weder willens 
noch wäre er in der Lage, die Menschen 
vor so etwas zu schützen. Die Einsät-
ze der Bürgerkriegstruppe ICE, Bilder 
von Hinrichtungen und verschleppten 
Kindern schockieren die Menschen 
weltweit. Zu den selbstgesteckten Zie-

len der US-Regierung führen sie nicht. 
Zwischen 300.000 und 600.000 Einwan-
derer sollen im letzten Jahr abgescho-
ben worden sein. Mit deutlich geringe-
rem Aufwand wies die Regierung unter 
Barack Obama 2014 über 400.000 Men-
schen aus. Nach den tödlichen ICE-
Schüssen in Minneapolis rief Trumps 
Erzfeind Obama zusammen mit dem 
ebenfalls „demokratischen“ Ex-Präsi-
denten Bill Clinton zu Demonstratio-
nen auf.

Da die US-Demokraten nur einen 
etwas anderen Stil zu bieten haben, 
aber das Spektakel genauso befeuern, 
droht in einem Land, das derart mili-
tarisiert ist, bei jeder Zuspitzung und 
bei jeder Eskalation eine Explosion. In 
Minneapolis scheint man sich durch den 
Rückzug von Teilen der Bürgerkriegs-
truppe zunächst auf eine Entschärfung 
geeinigt zu haben.

 Björn Blach
Siehe Seiten 6 und 7

Angstgegner
Auch Lobbyisten haben Ängste. Arnim 
Grothe vom Landesverband Erneuer-
bare Energien NRW hat sogar einen 
„Angstgegner“ – und zwar die Bundes-
wehr. Durch die Ausweisung von bun-
desweit sieben Tief� uggebieten droht 
das Militär nämlich, den Ausbau von 
Windrädern zu verhindern. Denn ge-
rade in Nordrhein-Westfalen sind diese 
Zonen, in denen Kampfjets in gerade 
einmal 76 Metern Höhe über den Bo-
den donnern, teilweise deckungsgleich 
mit den geplanten Vorranggebieten für 
Windenergie. Nun sind solche Windrä-
der jedoch gerne mehr als 200 Meter 
hoch. Da macht das Kriegsspiel im Tief-
� ieger nur kurzzeitig Freude. „Wind-
energieanlagen stellen ein physisches 
Luftfahrthindernis dar“, erläuterte ein 
Sprecher der Bundeswehr das Prob-
lem gegenüber dem WDR. Und weil 
„Luftfahrthindernis“ und „Zeiten-
wende“ einfach nicht zusammenpassen, 
könnte die Bundeswehr ihre Vorrang-
stellung ausspielen. Da kommt wieder 
Arnim Grothe ins Spiel: „Die Bundes-
wehr ist für Windenergie-Projektierer 
ein Angstgegner, an dem sie bei jeder 
Genehmigung vorbeimüssen.“

Wer nun mit der Überlegung spie-
len sollte, dass es nicht in Ordnung ist, 
militärische Belange höher zu gewich-
ten als den Ausbau einer halbwegs 
ökologisch erträglichen Energieinfra-
struktur, kratzt bedenklich nahe am 
Vaterlandsverrat. Schließlich dient der 
geplante Feldzug gegen Russland auch 
dem Umweltschutz, wie Außenminis-
ter Johann Wadephul (CDU) weiß. 
Der hat seine Lettland-Reise genutzt, 
um „sehr viel mehr Effektivität“ im 
Kampf gegen die russische „Schatten-
� otte“ zu fordern. Um das zu ermög-
lichen, solle am besten das internatio-
nale Seerecht umgekrempelt werden, 
denn: „Es kann nicht sein, dass uns hier 
dauerhaft einseitig die Hände gebun-
den sind.“ Schließlich drohe durch die 
zivilen russischen Schiffe „eine ökolo-
gische Katastrophe“. 

Bekanntermaßen gilt in der bür-
gerlichen Politik folgende Kinderre-
gel: Der Russe ist eine Umweltsau, und 
zwar immer einmal mehr als die Bun-
deswehr. Zum Angstgegner taugt die 
„Schatten� otte“ trotzdem nicht. Fürch-
ten sollte man sich eher vor Leuten wie 
Wadephul. VC

Widerspenstige Elemente
Ultras und aktive Fans sind nervig. Sie wider-
setzen sich staatlichen Vorstellungen über den 
Ablauf von Großveranstaltungen, beanspru-
chen eigene Räume wie die Kurven der Stadi-
en und weisen einen hohen Organisationsgrad 
auf. In einer Zeit, in der Kriegskredite in Bil-
lionenhöhe ohne Widerspruch durchgedrückt 
werden sollen, werden Stadien zum Testfeld. 
Lassen sich auch die widerspenstigen Ele-
mente dieser Gesellschaft disziplinieren? Ra-
phael Molter schreibt über Fußball, Fankultur 
und Militarismus.

Seite 8

Wahlmanipulation
Vor Gericht zeigt sich: Die Kündigung einer Be-
triebsrätin durch Siemens Energy soll ihre Wie-
derwahl verhindern. 

Seite 2

Erschreckend gut
Vor 175 Jahren starb die Autorin und „Franken-
stein“-Erfinderin Mary Shelley. Warum man sie un-
bedingt lesen sollte, erklärt Dietmar Dath auf

Seite 11

Die alte Tante SPD hat es immer 
noch drauf. Gerade noch hat sich 
der sogenannte „Wirtschafts� ü-

gel“ der CDU bei dem Versuch, das 
Recht auf Teilzeit zu streichen, ein 
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schäftigung unattraktiv gemacht 

wird. Wer nur wenig Geld hinzu-
verdient, soll es nach den Vorstellun-
gen der Kommission künftig nahezu 
vollständig mit den Sozialleistungen 
verrechnen müssen. Höhere Einkünf-
te sollen mit geringeren Abzügen etwas 
weniger bestraft werden. Eine schöne 
Brücke für Unternehmen, die so nied-
rige Löhne zahlen, dass auch ihre „voll-
zeitnahen“ Angestellten weiterhin auf 
Transferleistungen angewiesen sind.

Kern des Kommissionspapieres, das 
bis zum Ende des kommenden Jahres 
in ein Gesetzespaket überführt wer-
den soll, ist aber nicht weniger als der 
„Komplettumbau des Sozialstaates“ 
(„Handelsblatt“). Die Grundsicherung 
soll mit dem Wohngeld und dem Kin-
derzuschlag zusammengelegt werden. 
Dann dürften sich 1,2 Millionen Haus-
halte, die Ende 2024 Wohngeld bezo-
gen haben, eine Nummer im Sozialamt 
beziehungsweise im Jobcenter ziehen. 
Grundsicherung für alle!

Vor allem aber liefert das Papier 
eine Sprachregelung für den kommen-
den Kahlschlag. „Einfacher“ soll der 
Sozialleistungsbezug werden, „trans-
parenter“ und natürlich auch noch 
„digitaler“. Wer sich einmal durch den 
Behörden- und Antragsdschungel ge-Fo
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Marxismus
Marxismus

einfach erklärt

einfach erklärt

Modul 1

Was bedeutet 
eigentlich

„Ausbeutung“?

Ausbeutung
„Ausbeutung ist schlimm. So et-
was gab es mal vor 200 Jahren.“

„Das gibt es heute nur noch in der 
dritten Welt.“

„In unserer freien Marktwirtschaft 
wird jeder leistungsgerecht be-
zahlt. Oft sogar besser, wenn 
man sich die Millionen von faulen 
Typen anschaut, die es sich auf 
Kosten unserer Wirtschaft gut ge-
hen lassen.“

Solche Meinungen hört man oft, 
von Spitzenpolitikern, in der Wirt-
schaftspresse oder von Onkel Al-
fons am Stammtisch. Solche Ar-
gumente – ob gut oder böswillig 
vorgetragen – scheinen plausibel.

Dahinter steckt allerdings Un-
kenntnis darüber, was Ausbeu-
tung eigentlich ist.

Wir wollen es wissen!
Mit Bildungsmaterialien ist es wie im echten Leben:
Zu Viel ... zu wenig ... zu leicht ... zu kompliziert.

Die Module sollen ein wenig „Marx to go“ sein. Ein kleines Format, dass 
zum Beispiel in einen Gruppenabend im Vorfeld des 1 Mai passt. Auch 
ohne große Vorbereitung. Probiert es aus, und gebt bitte Rückmeldung. 
Auch hier „To Go“, auf die Schnelle, zum ankreuzen.

Wie lange habt ihr diskutiert?
□ 30 Min
□ 60 Min
□ … Min

Wie verlief die Diskussion?
□ „schnarch“
□ geht so
□ lebhaft

Wie fandet ihr das Niveau des Bildungsmaterials?
(viel zu niedrig □ □ □ □ □ □ □ □ □ □ viel zu kompliziert)

Helfen euch solche Diskussionshilfen für eure Gruppenarbeit?
□ ja
□ nein

Antworten

per Post → DKP-Parteivorstand, Hoff nungstraße 18, 45127 Essen
per Mail  → bildung@dkp.de
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Jetzt
6 Wochen

gratis 
testen

Sagen, 
was ist!

kämpft hat, neigt dazu, diese Ankündi-
gungen zu begrüßen. Wer dann weiter-
liest, dass hierzu vor allem auf Pauscha-
len und KI-gestützte „automatisierte 
Verwaltungsverfahren“ zurückgegrif-
fen wird, dürfte jedoch ins Grübeln 

So wie der Sozialverband VdK, der 
zwar „wichtige und richtige Ansätze“ 
ausgemacht hat, aber auch warnt: „Die 
Umsetzung darf nicht zu Lasten der 
Leistungsberechtigten gehen, zum Bei-
spiel durch Kürzungen bei den Wohn-

Das dürfte ein frommer Wunsch 
bleiben. Schließlich ist die Bundesre-
gierung noch immer auf einem bei-
spiellosen Aufrüstungskurs, der in den 
kommenden Jahren hunderte Milliar-
den Euro verschlingt. Dass das Geld 
dafür nur durch einen Kahlschlag in 
den Sozialsystemen gewonnen werden 
kann, wird selbst von der „Kanonen-
und-Butter“-Fraktion in der Sozial-
demokratie kaum noch angezweifelt. 
Tatsächlich kündigt auch der Vorschlag 
der Sozialstaatskommission schon erste 
Kürzungen an: Heizkosten sollen un-
ter bestimmten Bedingungen nur noch 
teilweise erstattet werden. Bei der Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Be-

len der US-Regierung führen sie nicht. 
Zwischen 300.000 und 600.000 Einwan-
derer sollen im letzten Jahr abgescho-
ben worden sein. Mit deutlich geringe-
rem Aufwand wies die Regierung unter 
Barack Obama 2014 über 400.000 Men-

Auch Lobbyisten haben Ängste. Arnim 
Grothe vom Landesverband Erneuer-
bare Energien NRW hat sogar einen 
„Angstgegner“ – und zwar die Bundes-
wehr. Durch die Ausweisung von bun-
desweit sieben Tief� uggebieten droht 

geplante Feldzug gegen Russland auch 
dem Umweltschutz, wie Außenminis-
ter Johann Wadephul (CDU) weiß. 
Der hat seine Lettland-Reise genutzt, 
um „sehr viel mehr Effektivität“ im 
Kampf gegen die russische „Schatten-
� otte“ zu fordern. Um das zu ermög-
lichen, solle am besten das internatio-
nale Seerecht umgekrempelt werden, 
denn: „Es kann nicht sein, dass uns hier 
dauerhaft einseitig die Hände gebun-
den sind.“ Schließlich drohe durch die 
zivilen russischen Schiffe „eine ökolo-
gische Katastrophe“. 

Bekanntermaßen gilt in der bür-
gerlichen Politik folgende Kinderre-
gel: Der Russe ist eine Umweltsau, und 
zwar immer einmal mehr als die Bun-
deswehr. Zum Angstgegner taugt die 
„Schatten� otte“ trotzdem nicht. Fürch-
ten sollte man sich eher vor Leuten wie 

 VC
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Die einzige kommunistische 
Wochenzeitung in unserem Land!



Was ist 
Ausbeutung?
Ausbeutung wird meist mit elen-
den Lebensbedingungen der 
Ausgebeuteten gleichgesetzt. 
Natürlich gibt es dergleichen, 
aber es trifft nicht den Punkt.

Wissenschaftlich ist Ausbeutung 
die unentgeltliche Aneignung 
des Produktes fremder Arbeit. 
Ein mittelalterlicher Bauer, der 
einen Teil seiner Ernte an den 
Feudalherren abgeben musste, 
wurde ausgebeutet. Wenn er 
Frondienste leistete, deren Ar-
beitsprodukte einer Herrschaft 
gehörten, war dies ebenfalls 
Ausbeutung. 

Wie aber sieht es mit einer mo-
dernen Lohnarbeiterin aus? 
Sie wird doch zu nichts gezwun-
gen, vielmehr für jede Stunde ih-
rer Arbeitszeit bezahlt.

Ist das nicht fair?

Fragen
• 	Was ist Ausbeutung?

• 	Wieso werden auch
	 Menschen mit vergleichs-	
	 weise hohen Löhnen 
	 ausgebeutet?

• 	Wieso nahm die 
	 Ausbeutung historisch
	 (tendenziell) zu?

• 	Was ist schlimmer:
	 Ausgebeutet zu werden
	 oder nicht ausgebeutet
	 zu werden?

Zum Weiterlesen

Klaus Müller, Ausbeutung,
PapyRossa Basiswissen, 
Köln 2024, 12,- €.
Erhältlich unter
uzshop.de/mueller-
klaus-ausbeutung

Nicht wirklich

Zwar wird sie heute nicht mehr mit der Knute zu Arbeit geprügelt, doch 
freiwillig ist ihre Tätigkeit nicht. Arbeitet sie nicht oder zu wenig, droht 
ihr der Abstieg ins soziale Elend. Zum anderen erhält auch eine heu-
tige Arbeiterin nicht den vollen Gegenwert ihrer Arbeitsergebnisse. Es 
ist nur nicht mehr so offensichtlich wie bei den Bauern des Mittelalters, 
sondern bleibt durch eine hochgradig arbeitsteilige Warenproduktion 
verborgen. Doch auch die moderne Lohnarbeiterin bekommt nur einen 
kleinen Teil des Wertes des von ihr hergestellten Produkts ausgezahlt. 
Der Wert, den sie in Form des Lohns für die Bestreitung ihres täglichen 
Lebensunterhalts erhält, ist deutlich geringer als der Wert, den sie den 
ihr produzierten Gütern mit ihrer Arbeit hinzufügt. Mit anderen Worten: 
Sie wird ausgebeutet. Auf dieser Ausbeutung beruhen die Profite der 
Kapitalisten. 

Die Ausbeutung nimmt tendenziell zu

Auch wenn die Lebensbedingungen in früheren Zeiten zumeist schlech-
ter waren als diejenigen heutiger Lohnarbeiter, heißt das nicht, dass die 
Ausbeutung nun geringer wäre. Misst man die Ausbeutung am Verhält-
nis von Weggegebenem zum Behaltenen, stellt man einen stetigen An-
stieg fest. Das liegt daran, dass mit moderneren Produktionsmethoden 
in gleicher Zeit ein Vielfaches an Gütern produziert werden kann.

Ein Rechenbeispiel: Arbeiter A erhält für die 10 Stunden seiner täglichen 
Arbeit den Gegenwert dessen, was er innerhalb von 5 Stunden produ-
ziert; Arbeiterin B erhält für ihre 8 Stunden Arbeit nur den Gegenwert 
von 2 Stunden. Der Grad der Ausbeutung bei B ist damit höher als bei 
A, 6:2 ist größer als 5:5. Dennoch kann es sein, dass die Entlohnung 
von B absolut gesehen höher ausfällt – falls B produktiver arbeitet und 
in zwei Stunden mehr erzeugt als A in fünf. Dieses willkürliche Beispiel 
verdeutlicht den historischen Trend: Mit zunehmender Arbeitsproduktivi-
tät nahm die Ausbeutung tendenziell immer weiter zu.
  
Extreme Formen der Ausbeutung sind wieder in Mode

Das Kapital kann die Ausbeutungsrate mit Hilfe gesteigerter Arbeitspro-
duktivität erhöhen. Das bedeutet jedoch nicht, dass es darauf verzich-
ten würde, der arbeitenden Bevölkerung aktiv in die Tasche zu greifen. 
Dies gilt keineswegs nur für Entwicklungsländer. Aktuelle Versuche, 
Menschen zu miserabel bezahlter Arbeit zu zwingen, fortgesetzte An-
griffe auf Lohnhöhe und Lebensstandard oder die Diskussionen um eine 
Verlängerung der Arbeitszeiten zeigen, dass die Bereicherungssucht 
der Oberschichten auch hierzulande schrankenlos ist. Wer die abso-
lute Verelendung breiter Bevöl-kerungsschichten verhindern will, muss 
energisch Gegenwehr leisten. In diesem Punkt hat sich in den vergan-
genen Jahrhunderten leider wenig geändert.de
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